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Mandantenbrief 01/2019 
 
SPRUCH des Monats 
 
Das was wir Fortschritt nennen, ist der Tausch eines Missstandes gegen 
einen anderen. 
 
Henry Havelock Ellis; 1859 - 1939, englischer Arzt, Psychologe und Schriftsteller 
 

 
Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
 
Mindestlohn steigt 2019 und 2020 stufenweise 
  

Am 20.11.2018 wurde die Zweite Mindestlohnanpassungsverordnung im Bundesge-

setzblatt verkündet. Damit gilt ab dem 1.1.2019 ein bundeseinheitlicher 

gesetzlicher Mindestlohn von 9,19 € brutto und ab dem 1.1.2020 von 9,35 

€ brutto. Ausnahmen gelten weiterhin z. B. für Auszubildende und Firmen mit 

Branchentarifverträgen. 

 

Aufzeichnungspflichten: Arbeitgeber in bestimmten Branchen sind verpflichtet, 

Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit von bestimmten Arbeitnehmern 

spätestens bis zum Ablauf des siebten auf den Tag des der Arbeitsleistung folgen-

den Kalendertages aufzuzeichnen und die Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre 

aufzubewahren. Das gilt auch für Entleiher, denen ein Verleiher Arbeitnehmer zur 

Arbeitsleistung überlässt. 

 

Minijobber: Bei Verträgen mit Minijobbern sollte überprüft werden, ob durch den 

Mindestlohn die Geringfügigkeitsgrenze von 450 € überschritten wird. Solche Ver-

einbarungen müssten angepasst werden, ansonsten wird der Mini-Job zum sozial-

versicherungspflichtigen Midi-Job oder es liegt ein Verstoß gegen das Mindestlohn-

gesetz vor. 

 
 
 
 
 
 

 



Familienrecht 
 

Familienentlastungspaket für mehr Kindergeld 

beschlossen 
  

Durch das Familienentlastungsgesetz will die Bundesregierung Familienleistungen 

bei der Bemessung der Einkommensteuer angemessen berücksichtigen. Um dies zu 

erreichen, wird das Kindergeld pro Kind ab 1.7.2019 um 10 € pro Monat erhöht. Es 

beträgt dann für das erste und zweite Kind je 204 €, für das dritte Kind 210 € und 

für jedes weitere Kind 235 € im Monat. 

 

Entsprechend steigt der steuerliche Kinderfreibetrag ab 2019 auf 2.490 € und im 

Veranlagungszeitraum 2020 auf 2.586 € je Elternteil. Hinzu kommt noch ein sog. 

Betreuungsfreibetrag in Höhe von 1.320 € je Elternteil pro Jahr. Insgesamt ergeben 

sich daraus Kinderfreibeträge für 2019 in Höhe von 7.620 € für 2019 und 7.812 € 

für 2020. 

 

Beschlossen ist auch die Anhebung des Grundfreibetrags für die Veranlagungszeit-

räume 2019 von 9.000 € auf 9.168 € und 2020 auf 9.408 €. 

 

 

Sonstiges 
 
Aufgepasst beim Online-Banking 
  

Online-Banking wird immer beliebter. Vom heimischen PC aus die Bankgeschäfte 

erledigen, spart so manchen Gang zur Bank. Dabei sollten die Nutzer aber auch 

wachsam - und manchmal misstrauisch - bleiben. 

 

In einem vom Oberlandesgericht Oldenburg (OLG) entschiedenen Fall aus der Praxis 

hatte sich ein Bankkunde einen sog. Banking-Trojaner eingefangen. Dieser forderte 

ihn - vermeintlich von der Onlinebanking-Seite der Bank aus - auf, zur Einführung 

eines neuen Verschlüsselungsalgorithmus eine Testüberweisung vorzunehmen und 

mit seiner TAN (Transaktionsnummer), die er per Mobiltelefon erhalten habe, zu 

bestätigen. In der Überweisungsmaske stand in den Feldern "Name", "IBAN" und 

"Betrag" jeweils das Wort "Muster". Der Kläger bestätigte diese vermeintliche Test-

überweisung mit der ihm übersandten TAN. Tatsächlich erfolgte dann aber eine 

echte Überweisung in Höhe von 8.000 € auf ein polnisches Konto. 

 

Der Bankkunde verlangte diesen Betrag von der Bank zurück - allerdings ohne Er-

folg. Nach Auffassung der OLG-Richter hat der Kunde grob fahrlässig gegen die 

Geschäftsbedingungen der Bank verstoßen. Darin ist nämlich vorgesehen, dass er 

bei der Übermittlung seiner TAN die Überweisungsdaten, die in der SMS erneut 

mitgeteilt werden, noch einmal kontrollieren muss. Dies hatte der Bankkunde nicht 

getan. Er hatte lediglich auf die TAN geachtet und diese in die Computermaske 

eingetippt. Anderenfalls, so die Richter, hätte es ihm auffallen müssen, dass er eine 

Überweisung zu einer polnischen IBAN freigebe.  

 

 



 

Bankkunden müssen vor jeder TAN-Eingabe den auf dem Mobiltelefon angezeigten 

Überweisungsbetrag und die dort ebenfalls genannte Ziel-IBAN überprüfen. Dies 

nicht zu tun, ist grob fahrlässig. Der Kunde hätte im Übrigen bereits aufgrund der 

völlig unüblichen Aufforderung zu einer Testüberweisung misstrauisch werden müs-

sen. Hinzu kommt, dass die Bank auf ihrer Log-in-Seite vor derartigen Betrügereien 

gewarnt und darauf hingewiesen hatte, dass sie niemals zu "Testüberweisungen" 

auffordert. Vor diesem Hintergrund war der Kunde selbst für den Verlust seines 

Geldes verantwortlich. 


